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Lage der südostasiatischen Kontingentflüchtlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Der Bundesminister des Innern -V II 4 - 936 003 -1/18- hat mit 
Schreiben vom 18. Februar 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregienmg wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesrepublik Deutschland hat für die Aufnahme von 
Flüchtlingen aus Indochina ein Kontingent für 37745 Personen 
bereitgestellt. Darauf sind bislang 30193 Personen (Stand; 31. 
Dezember 1985) in das Bundesgebiet eingereist. In den kommen- 
den Jahren ist nach heutigem Stand mit der Einreise von minde- 
stens weiteren 7500 Personen aus Südostasien — vornehmlich 
Familienangehörige der bereits im . Bimdesgebiet lebenden 
Flüchtlinge - zu rechnen. Diese Zahl kann sich aber noch wesent- 
lich weiter erhöhen, da laufend neue Anträge auf Familiennach- 
zug gestellt werden. 

Entsprechend der Nachzugsregelimg für Asylberechtigte imd 
andere nachzugsberechtigte Ausländer war auch für Kontingent- 
flüchtlinge die Familienzusammenfühnmg von Anfang an grund- 
sätzlich auf enge Angehörige (Ehegatten, minderjährige Kinder 
zu den Eltern imd umgekehrt) beschränkt. Dieser Grundsatz 
wurde in den von den Regierungschefs des Bundes und der 
Länder am 5. März 1982 beschlossenen Verfahrensgnmdsätzen 
für die Aufnahme von Ausländem aus humaiütären Gründen 
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festgeschiieben. Lediglich Niedersachsen, das den Verfahrens- 
grundsätzen nicht beigetreten ist, ninunt - übet den in den 
Grundsätzen definierten Familienbegriff und die bestehende 
Härteklausel hinaus - begrenzt weitere Familienangehörige auf, 
die daim aber lücht den Status von Kontingentflüchtlingen erhal- 
ten können. 

Eine Erweiterung des Familienbegriffs für Kontingentflüchtlinge 
aus Südostasien sollte nicht in Betracht gezogen werden. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich nach der kommunistischen 
Machtübernahme in ganz Vietneun im Rahmen einer internatio- 
nalen Aktion an der Aufnahme von Flüchtlingen aus Lagern in 
den Nachbarländern Vietnams beteüigt. Voraussetzung dafür war 
die Überzeugung, daß eine Rückkehr der Hüchtlihge in ihre 
Heimat wegen der dort herrschenden Verhältaisse (politische 
Verfolgimg, schwere wirtschaftliche Not) zumindest auf Sicht 
ebenso ausgeschlossen sein würde wie ein Daueraufenthalt in den 
Staaten der ersten Zuflucht. 

Inzwischen haben sich die Verhältnisse in Vietnam mehr stabili- 
siert. Nach gesicherten Erkenntnissen kaim nicht mehr davon 
ausgegangen werden, daß Rückkehrer generell politisch verfolgt 
werden. Es kaim auch weiterhin keine Rede mehr davon sein, daß 
ein Leben in Vietnam aus wirtschafthchen Gründen unzumutbar 
wäre. Gleichwohl ist lücht daran gedacht, vietnamesische Flücht- 
linge zur Rückkehr in ihre Heimat zu bewegen. 

Die Inanspruchnahme der Bundesrepublik Deutschland durch 
ausländische Flüchtlinge und die asylpohtische Situation insge- 
samt müssen es aber nahelegen, von der Aufnahme weiterer 
KontingentflüchtUnge abzusehen. 

ln der Bundesrepublik Deutschland halten sich gegenwärtig ca. 
605 000 ausländische Flüchtlinge nüt oder ohne Flüchtlingsstatus 
(Stand; 30. September 1985) auf. Die Tendenz ist steigend. Im 
Jahre 1984 haben Bund^ Länder und Gemeinden rd. 2 Milliarden 
DM zur Versorgimg dieser Flüchtlinge aufgebracht. Mit einem 
weiteren Anstieg der Kosten ist zu rechnen. Auch im Hinblick auf 
die Arbeitsmarktsituation stößt die Brmdesrepublik Deutschland 
zimehmend cui ihre Grenzen bei ihren Bemühimgen mn eine 
Integration der Flüchtlinge. Die Lage wird zusätzhch dadurch 
erschwert, daß der Bundesrepublik Deutschland nur begrenzte 
Möglichkeiten zur Verfügung stehen, den Zustrom von Auslän- 
dem, die sich zu einem erheblichen Teil zu Uiurecht auf das 
Asylrecht berufen, abzuwehren. Allein im Jahre 1985 haben 
73832 Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland Asyl bean- 
tragt. Gegenüber dem Jahr davor ist das ein Ansüeg von mehr als 
109 Prozent. Trotz bestands- oder rechtskräftiger Ablehnung der 
Asylanträge in der überwiegenden Zahl der Fälle scheitert die 
Abschiebung dieser Personen daim aber häufig aus humanitären 
asylimabhängigen Gründen. Im Jahre 1986 mußmit einem wei- 
teren Anstieg der^Asylbewerberzahlen gerechnet werden. 

Eine Erweiterung des Familienbegriffs und die Zulassung wei- 
terer Verwandtengruppen zum Familiennachzug würde zwangs- 
läufig neue Nachzugsansprüche oder -wünsche auslösen, denen 
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nicht mehr überzeugend begegnet werden könnte, wenn die 
klaj’en Grenzen der heutigen Nachzugsregelung beseitigt wären. 
Eine Änderung der Regelung für die Familienzusammenführung 
der südöstasiatischen Flüchtlinge hätte vor allem aber auch Präze- 
denzwirkung für andere Flüchtlingsgruppen. 

Die bestehende Nachzugsregelung für Kontingentflüchtlinge 
wird — wie die Politik der Bundesregierung gegenüber auslän- 
dischen Flüchtlingen allgemein — imter Beachtung humanitärer 
Grundsätze vollzogen. Meiuchliche Härten, die im Einzelfall auf- 
treten körmen, werden durch Zulassung von Ausnahmen im Rah- 
men der Verfahrensgrundsätze vermieden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen wie folgt: 


1. Welche Maßnahmen hat der Bimd für die im Bimdesgebiet auf- 
genommenen Kontingentflüchtlinge aus bidochina bislang ergrif- 
fen, und in welcher Weise hat er für eine möghchst schnelle und 
reibimgslose Integration dieser Flüchtlinge in die für sie neue 
Kultur und gesellscludtliche Umgebung gesorgt? 


Wer als Ausländer im Rahmen einer humarütären HUfsakÜon in 
der Bundesrepublik Deutschland Aufnahme gefunden hat, dazu 
zählen die sogenannten Kontingentflüchtlinge aus Indochina, 
genießt - ohne das Asylverfahren durchlaufen zu müssen - die 
Rechtsstellung nach den Artikeln 2 bis 34 des Abkornmens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juh 1951 (BGBl. 1953 II 
S. 559). Danüt hat der Bund die Voraussetzimgen dafür geschaf- 
fen, daß die Flüchtlinge praktisch vom Tage ihrer Ankunft an in 
den Genuß mnfassender Eingliedenmgshilfen kommen können, 
die sie in die Lage versetzen sollen, von staatlicher Hilfe unabhän- 
gig zu werden, ihren Lebensunterhalt selbst zu bestreiten imd sich 
in ihrer neuen gesellschafthchen Umgebung zurechtzufinden. 

Zu diesen Hilfen zählen insbesondere 

— die Sprachförderung, die Kontingentflüchtlingen die Möglich- 
keit bietet, bis zur Dauer von acht Monaten kostenlos an 
Lehrgängen zum Erwerb deutscher Sprachkeimtnisse teilzu- 
nehmen. Während dieser Zeit erhalten die Kiusteilnehmer 
grundsätzlich ein Unterhaltsgeld und sind kranken-, iinfall- 
und rentenversichertj 

— die Berufsfördenmg, wonach Kontingentflüchtlinge gnmd- 
sätzlich die Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz für 
berufliche AusbUdung und berufliche Fortbüdung sowie 
berufliche Umschulimg in Anspruch nehmen köimen; 

— Ansprüche auf Leistungen nach dem Bundesausbüdungsför- 
derungsgesetz. Unter bestimmten Voraussetzungen kann der 
Besuch von Sonderlehrgängen zur Erlangung oder Feststel- 
lung der Hochschulreife sowie der Besuch von Hochschulen 
imd Fachhochschulen nach dem sog. Garantiefonds gefördert 
werden. 
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Breiten Raum in der sozialen Beratung rmd Betremmg der Kontin- 
gentflüchtlinge nehmen die von der Bimdesregienmg in ihrem 
Programm für ausländische Flüchtlinge beschlossenen zentralen 
Maßnahmen, wie 

— Einrichtung von Zentralstellen bei den Betreuimgsverbänden, 

— Mitarbeiterschulung, 

— zentrale Fachtagungen, 

— zentrale Maßnahmen im Bereich der Rechtsberatimg, 

— zentrale Maßnahmen der psychosozialen imd medizinischen 
Beratimg und Betreuimg sowie 

— Öffentlichkeitsarbeit 

durch die Verbände der freien Wohlfahrtspflege und der Jugend- 
sozialarbeit ein. 


2. Welche Maßnahmen der Länder und Gemeinden sind der Bundes- 
regierung bekaimtgeworden, mit denen die Integration der Kontin- 
gentflüchtlinge aus Indochina gefördert wurde? 


Die Bundesländer haben zu dieser Frage wie folgt berichtet: 
Baden-Württemberg 

Die Aufna hm e imd die Eingliederung der Indochinaflüchthnge 
vollzieht sich in Baden- Württemberg in drei Phasen: 

— Nach ihrem Eintreffen werden sie zunächst in der Transitstelle 
für Indochinaflüchthnge imtergebracht. Dort erfolgt die medi- 
zinische Erstuntersuchimg sowie die Erstausstattung mit 
Bekleidimg u. ä. 

— Nach verhältnismäßig kurzer Aufenthaltszeit (ca. drei bis 
sechs Wochen) in der Transitstelle werden die Flüchtlinge in 
der Regel einzelnen Wohnheimen zugewiesen, wo sie bis zum 
Abschluß des Sprachkurses etwa ein Jahr verbleiben. 

— Anschheßend ist ihre Unterbringung in Wohnungen sowie 
ihre Einghedenmg in das Berufs- imd Arbeitsleben, in den 
schulischen Bereich oder in die Ausbildung vorgesehen. 

Wesenthcher Bestandteil dieser EingUederungskonzeption ist 
eine intensive Betreuung der Flüchtlinge, die vor allem durch 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege wahrgenommen wird. Die 
Flüchtlinge werden nicht nur während des Wohnheimaufenthalts, 
sondern für einen angemessenen Zeitraum (ca. zwei Jahre) auch 
nach der Unterbringimg in Wohnimgen betreut. Das Land fördert 
die Arbeit der Verbände in wesentlichem Umfang. 

Die Betreuimg lunfaßt im wesentlichen folgende Schwerpunkte: 

— Hilfe in Notlagen; , 

— Befähigimg zur Wahrnehmung der Redite und Pflichten in der 
Bundesrepublik Deutschland, Eingliederung der Flüchtlinge 
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in das Gemeinschaftsleben und Förderung ihrer Selbständig- 
keit; 

— Unterstützung bei der Pflege ihrer Kultur. 

Im einzelnen kommen insbesondere folgende Maßnahmen der 
Betreuung in Betracht: 

— Unterstützimg bei der Wohmmgs- imd Arbeitsplatzsuche; 

— Unterstützung bei der schulischen und beruflichen Förderung; 

— Hüfen bei der Bewältigrmg des Alltags (Verhalten im Straßen- 
verkehr, bei Einkäufen, Arztbesuche, Eßgewohnheiten u. a.); 

— Hilfen bei behördlichen Angelegenheiten; 

— Psychisch-sozicile Hilfestellung in Ehe-, Familien-, Er- 
ziehimgs- und Lebensfragen; 

— Unterstützimg der sprachlichen Weiterförderung; 

— Gesundheitsvorsorge und Krankenbetreuung; 

— Organisation von Freizeitangeboten sowie Durchführung 
informativer, kultureller und geseUiger Veranstaltungen; 

— Aufbau von Partnergruppen; 

— Vermittlung und Begleitung von Patenschaften, Partner- 
famiUen. 

Jugendlichen Kontingentflüchtlingen gibt das Land die schuh- 
schen imd außerschuhschen Hilfestellungen, die erforderüch sind, 
damit sie schulisch integriert werden können (z. B. Vorbereitungs- 
klassen oder Vorbereitungskurse zur Vorbereitimg auf den Über- 
gang in die Regelklassen, Förderkurse als begleitendes Angebot 
für Schüler in Regelklassen, zusätzliche Maßnahmen an Schulen 
nüt hohem Ausländer anteü wie z. B. die Büdung kleiner Klassen, 
außerschulische Hausaufgaben, Sprach- und Lernhilfen). 


Bayern 

Bayern gewährt im wesenflichen die gleichen Integrationshilfen 
wie Baden- Württemberg. Darüber hinaus hat Bayern in Sonder- 
wohnungsbauprogramme für Flüchtlinge aus Südostasien in den 
Jahren 1980 bis 1983 insgesamt 50 Mio. DM investiert. In der 
Versorgung der Flüchtlinge mit Wohnraum an geeigneten Stand- 
orten ist ein entscheidender Beitrag für die Einghederung zu 
sehen. Neben staatiichen Maßnahmen sind insbesondere auch die 
Gemeinden, in denen eine größere Anzahl von Flüchtlingen 
untergebracht wurde, um deren Einghederung bemüht. 


Berlin 

Zur besseren Betreuimg der Flüchtlinge aus Südostasien ist in 
Berlin die Arbeitsgruppe „Schnelle Hüfe für Indochina-Flücht- 
linge" gebildet worden. Die Arbeitsgruppe besteht aus Vertretern 
des Senators für Gesundheit und Soziales, der bezirkhchen Sozial- 
ämter, Jugendämter, Volkshochschulen, freien Wohlfahrtsverbän- 
den, des Senators für Schulwesen, Berufsbüdung und Sport u. a. 
Die Arbeitssitzungen dienen der Klärung von aktuellen Proble- 
men und der Verbesserung der Kooperation der Behörden. 
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Im Rahmen dieser Betreuxmg konnten die Vietnamflüchtlinge 
inzwischen in vielerlei Hinsicht aktiviert werden. So wurden z. B. 
Tete-Feste organisiert tmd mit finanzieller Unterstützung des 
Senats Gruppenfahrten zu sportlichen imd kulturellen Veranstal- 
tungen tmtemommen. 

Eine Gruppe von Vietnamesen hat als eingetragener Verein die 
kulturelle Betreuimg der Landsleute übernommen xmd führt das 
sog. Vietnam-Haus als Begegnungs- und Kontaktstätte. Das Haus 
wird mit landeseigenen Mitteln als Selbsthilfeprojekt gefördert 
(1983 mit 52 600 DM, 1984 mit 47 000 DM und 1985 mit 46000 
DM). Auch 1986 wird die Fördenmg fortgesetzt. 

Für eine möglichst schnelle Versorgung mit Wohnraum erhalten 
die Flüchtlinge einen Wohnberechtigimgsschein mit der höchsten 
Dringlichkeit. Bis auf etwa 100 Personen, die sich noch in Über- 
gangsheimen aufhalten, konnten alle Flüchtlinge in Wohnungen 
imtergebracht werden. 

Bremen 

Bremen verfügt über zwei Einrichtimgen, die sich ausschließlich 
der Beratung imd Betreuung der Vietnamflüchtlinge widmen: Die 
Gemeinsame Beratungs- und Betreuimgsstelle für ausländische 
Flüchtlinge von Arbeiterwohlfahrt \md Sozialamt Bremen mit den 
Aufgaben: Hilfe bei allen behördlichen Angelegenheiten, Rück- 
sprachen bei Ämtern, Wohnungsbeschaffung imd -einrichtung, 
erste Maßnahmen für Neuankömmlinge, Hilfeleistung bei allen 
aktuellen Eingliederungsschwierigkeiten. 

Das Diakonische Werk in Bremen, das folgende Aufgaben über- 
nommen hat: Gestaltung von Treffen, Schaffung von Kontakten 
zu Deutschen, gemeinsame Kurse, Organisation von Sprachkur- 
sen, Schularbeitenhilfen, familiäre Betreuung. 


Hamburg 

Über die auf Bundesebene einheitlich für Kontingentflüchtlinge 
gewährten Eingliederungsleistungen hinaus wurden in Hamburg 
ergänzende Sprachkurse durch Verbände der Freien Wohlfahrts- 
pflege angeboten. 

Für Kinder im Alter von 6 bis 15 Jahren wurden Sonderklassen 
eingerichtet bis zum Übergang in Regelklassen (längstens bis zur 
Dauer von zwei Jahren). 

Für Jugendliche im Alter von 16 bis 18 Jahren wurden Sonder- 
klassen zur Erreichung des Hauptschulabschlusses eingerichtet. 

Darüber hinaus wurde Nachhilfeunterricht in Englisch von 
Lehrern für Gymnasial- imd Realschüler erteüt. 

In den Jahren 1979 bis 1981 wurden für die neu eintreffenden 
Kontingentflüchtlinge Einlebenskiurse durchgeführt. 

Für alte Kontingentflüchtlinge und schwangere Frauen, die nicht 
am regulären Sprachkurs teilnehmen konnten, wurde gesonderter 
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Sprachunterricht erteilt. Außerdem wurden Abitursonderklassen 
an den Schulen eingerichtet. 


Niedersachsen 

Die Flüchtlinge wtuden in Niedersachsen in. drei Etappen auf- 
genonunen. Zuerst wurden sie im Grenzdurchgemgslager Fiied- 
land untergebracht, verbtmden mit erster Einweisung und dringli- 
cher mediziiüscher Betreuung. Anschließend siedelten äe in 
Übergangsheime der Wohlfahrtsverbände in Bad Sachsa (Reichs- 
bund), Bad Grund (Arbeiterwohlfahrt), Hohegeiß (Caritas), Win- 
' sen/Luhe (DRK) und Norden-Norddeich (Sozialwerk Main-Tau- 
nus) über. Hier koimten die Flüchtlinge zur Ruhe kommen, sich an 
ihre neue Umgebung gewöhnen und mit Sprachkursen beginnen. 

Gleichzeitig koimte die Landesregierung in enger Zusammen- 
eirbeit mit den Landkreisen und Gemeinden gute Voraussetzun- 
gen für die Aufn ahm e in den Kommunen schaffen. Ausgewählt < 
wurden Gemeinden mit überschaubarer Größe, in denen geeigne- 
ter Wohnraum zur Verfügung steht, die Durchführung des 
Sprachunterrichts gesichert, eine angemessene Betreuung durch 
die Verbände gewährleistet imd die Vermittlung geeigneter 
Arbeitsplätze aussichtsreich sein mußte. 

Vor allem aber sollte die Aufnahme freiwillig und nicht gegen den 
Wülen der Gemeinden und der Bevölkerung erfolgen. Je 
Gemeinde wurden Gruppen von mindestens 50 Flüchtlingen auf- 
genommen, weü bei einem Anteil von nahezu 50 Prozent Kmdem 
sonst keine ausreichend differenzierten Sprachkurse für Erwach- 
sene gebüdet werden konnten. 

Vietnamflüchtlinge, die heute einzetn oder in kleinen Gruppen in 
Niedersachsen eintreffen, finden — nach kmzem Aufenthait im 
Grenzdurchgängslager Fiiedland - zur Durchführung von 
Sprachförderungs- imd Integrationsmaßnahmen zunächst Auf- 
nahme in der Freizeit- und Heimstätte Nazareth in Norden-Nord- 
deich. Zur Zeit befinden sich dort 267 Vietnamflüchtiinge. Später 
werden sie ebenfalls in die Gemeinden eingewiesen. 

Kontakte mit Vereinen, Jugendorganisationen oder anderen Ein- 
richtungen sind vorhanden. Das Schwergewicht liegt bei Betreu- 
ungskreisen, Patenfamilien und Partnergruppen. 

Große Probleme bereitet die sozialkulturelle Eingliedeiung. Das 
soziale Umfeld in der Bundesrepublik Deutschland ist von dem- 
jenigen im Herkunftsland so verschieden, daß Konflikte nicht 
ausbleiben. Das stärker am Patriarchat orientierte Verhältnis von 
Mann und Frau sowie das Verhältnis von Eltern imd Kindern wird 
starken Belastungen ausgesetzt. Groß sind die Gefahren der Ver- 
einsamung und Entwurzelung besonders bei alleinstehenden 
Flüchtiingen. Ein Abgleiten in Sucht oder Kriminalität war jedoch 
bisher nur in Ausnahmefällen zu beobachten. 

Der Beratung \md Nachbetreuung kommt große Bedeutung zu. 
Die Landesregierung hat in Norden-Norddeich eine Zentrale 
Beratvmgsstelle (ZBS) eingerichtet. Diese soll vor allem Hilfestel- 
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Itmg in Konfliktsituationen und Rat für Flüchtlinge sowie Betreuer 
geben. 

Die Einrichtung verfügt über einen Mitcirbeiterkreis mit breiten 
Erfahrungen in allgemeiner, sozialer \md psychosozialer 
Betreuung. 

Die ZBS wird vom Sozialwerk Nazareth e. V. (Mitglied im DPWV) 
Norddeich, betrieben imd über den DPWV im Rahmen des 
Modellprogramms des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit, Bonn, bis zum 31. Mai 1986 mit bis zu 50 Prozent der 
erstattungsfähigen Ausgaben gefördert. Die Einrichtung hat sich 
bewährt. Da nach der Art der Aufgabenstellung die aufgetretenen 
Schwierigkeiten und die der Eingliedenmg von daher drohenden 
Gefahren noch nicht ausreichend gelöst bzw. abgewendet werden 
konnten, hat die Landesregienmg der Weiterführung der Tätig- 
keit der ZBS bis zum 31. Dezember 1988 zugestimmt. Die ent- 
stehenden notwendigen Kosten werden nach Abschluß der 
Modellphase, soweit nicht der Bund einer Verlängerung seiner 
Kostenbeteiligung zustimmt, vom Land ggf. in voller Höhe getra- 
gen. Die ZBS hat sich u.a. das Ziel gesetzt, diirch umfassende 
Information der Bildung von Vorurteilen entgegenzuwirken. Dazu 
werden Einzelgespräche, Seminare und Tagungen insbesondere 
den mit der Betreuung der Vietnamflüchtlinge vor Ort beauftrag- 
ten Personen (Verbände, Gemeinden) angeboten. 

Seit Dezember 1981 läuft eine weitere Maßnahme des l^des, 
deren Kosten voll vom Land getragen werden. Dabei handelt es 
sich luh die besondere Betreuung und Unterbringung eltemimbe- 
gleiteter vietnamesischer Kinder imd Jugendlicher. Diese werden 
in der Freizeit- und Heimstätte Nazeireth, Norddeich, nach einem 
dort entwickelten und vom Landesjugendamt zugestimmten Kon* 
zept betreut imd gefördert bis zum Abschluß der schulischen und 
beruflichen Maßnahmen. 

Nordrhein-Westialen 

Zur Eingliederung der jugendhchen Kontingentflüchtlinge in eine 
Schul- und Berufsausbildung sind im wesentlichen folgende Hil- 
fen bereitgestellt worden: 

1. An zahlreichen Schulen aller Schulformen sind Förderklassen 
und Fördergruppen eingerichtet, die neben Aussiedlem auch 
Konfingentflüchtlinge und Asylberechtigte aufnehmen. Bei 
einer Reihe dieser Förderklassen besteht die Möglichkeit einer 
intematsmäßigen Unterbringrmg. Einige dieser intematsge- 
stützten Schulen rrüt Förderklassen haben sich im Laufe der 
Zeit als Schwerpimkte für die Aufnahme von Kontingentflücht- 
lingen herausgestellt. 

2. Für die älteren Jugendlichen sind spezielle Sprachkurse rrüt 
Intematsimterbringrmg eingerichtet worden. 

3. In Zusarruneneirbeit mit der Arbeitsverwaltimg sind einzelne 
Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und Berufsausbildung 
speziell für diesen Personenkreis eingerichtet worden. Im übri- 
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gen haben die Jugendlichen bei Bedarf an allgemeinen Maß- 
nahmen dieser Art teilgenommen. 

Für die erwachsenen Kontingentflüchtlinge sind durch die 
Arbeitsverwaltimg ebenfalls spezielle Sprachkurse eingerichtet 
worden. Im Bereich der beruflichen Qualifizierung finden spe- 
zielle Maßnahmen für diesen Personenkreis nicht statt. Soweit sie 
hierzu geeignet sind, nehmen sie an den allgemeinen Maßnah- 
men teü. 

Rheinland-Pfalz 

Die Landesregierung unterstützt alle Maßnahmen von öffentlicher 
oder privater Seite, die eine Integration der Indochinaflüchflinge 
fördern. Besondere Programme hat das Land nicht aufgelegt. 

Saarland 

Die Aufncihme der Indochinaflüchflinge im Saarland erfolgte zen- 
tral in dem zu diesem Zwecke eingerichteten „Gaiitasheim in 
Schwalbach" mit rd. 160 Aufnahmeplätzen. Nach Ablauf der 
Eingewöhnungsphase (etwa zwölf Monate) folgte die Eingliede- 
rungsphase mit wohmmgsmäßiger Versorgung, zumeist in Ver- 
bindimg mit einer beruflichen Eingliederung in bestimmten 
Bereichen des Landes, die gute Einghedenmgsmöglichkeiten 
boten. In den jeweiligen Wohngemeinden haben örtliche Betreu- 
imgskreise (mehrere sozial engagierte Bürger, Vertreter der 
Wohlfahrtsverbände, der Kirchen, der Kommimen u. a.) diese Ein- 
güederung vorbereitet imd begleitet. Die Betreuungskreise sind 
zum größten Teü auch heute noch Ansprechpartner imd Helfer. 


3. Welche Maßnahmen haben Bund, Länder und Gemeinden zur 
Überwindung der Sprachschwierigkeiten bei den Flüchtlingen aus 
Indochina unternommen? Wie wurde die Eingliederung dieser 
Flüchtlinge in unser Arbeits- und Erwerbsleben gefördert? 


Nach der Verordnung über die Fördenmg der Teilnahme von 
Aussiedlem, Asylberechtigten und Kontingentflüchflingen an 
Deutschlehrgängen (Sprachförderungsverordmmg) wird die Teü- 
nahme von Kontingentflüchflingen aus Indochina an Sprachkur- 
sen durch die Gewährung eines Unterhaltsgeldes imd die Über- 
nahme der durch die Teilnahme notwendig entstehenden Kosten 
gefördert. Dadurch erhalten die Kontingentflüchflinge die Mög- 
lichkeit, durch eine für längstens acht Monate gewährte finan- 
zielle Absicherung ihres Lebensunterhaltes die deutsche Sprache 
zu erlernen. SoUte dieser Zeitraum zum Erlernen der deutschen 
Sprache nicht ausreichen, so besteht die Möglichkeit, neben einer 
beruflichen Tätigkeit an einem nach der Vereinbarung zwischen 
der Bundesregienmg und der Bundesanstalt für Arbeit über die 
Förderung von Deutschlehrgängen für Aussiedler, Asylberech- 
tigte und Kontingentflüchflinge (Sprachförderungsvereinbarung) 
geförderten Sprachkurs teilzimehmen. Nach der Sprachförde- 
rungsvereinbarung werden den Trägem der Sprachkurse und den 
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Teilnehmern die durch die Durchführung der Kurse bzw. durch 
die Teilnahme an den Kursen entstehenden Kosten erstattet. 

Daneben stehen den Kontingentflüchtlingen aus Indochina zvu 
Eingliederung in das Arbeits- imd Erwerbsleben der Bundesrepu- 
bhk Deutschland die Hilfen zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz in gleichem Umfang zur Ver- 
fügimg wie den deutschen Arbeitnehmern, wozu insbesondere 
auch die Einghederungsbeihilfe gehört, die Arbeitgebern bei Ein- 
stellimg schwer vermittelbarer Arbeitsloser gewährt werden 
kann. 

Jungen Kontingentflüchtlingen werden für berufliche Ausbüdim- 
gen imd für die Teilnahme an berufsvorbereitenden Maßnahmen 
imter bestimmten Voraussetzimgen Berufsausbüdungsbeihilfen 
gewährt. Die Bundesanstalt für Arbeit führt speziell für jimge 
Ausländer Maßnahmen zur Berufsvorbereitung imd sozialen Ein- 
gliederung durch, die neben der Vermittlung berufsbezogener 
Kenntnisse imd Fertigkeiten auch sprachhche und allgemeinbü- 
dende Inhalte haben. Die Regeldauer dieser Maßnahmen beträgt 
ein Jahr. 

Neben den institutioneilen Sprachförderungsmaßnahmen werden 
von den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und den Trägem 
der Jugendsozicdarbeit aufgmnd des Programms der Bundesre- 
gierung für ausländische Rüchtlinge sogenannte „Sprach-Lehr- 
Ergänzimgshilfen" angeboten in Form von Sprachlehrwerken, 
Grammatik-Lehrbüchern, Hausaufgabenhilfen, Stützkursen und 
Nachhilfeimterricht außerhalb der professionellen Sprachschu- 
limg, Gestellung von mehrsprachigen Wörterbüchern und Her- 
ausgabe von Zeitschriften und Informationsbroschüren in Zusam- 
menarbeit zwischen deutschen Betreuungsverbänden und Flücht- 
hngs-Selbsthilfegmppen. 

Ziu* Ergänzung dieser Fördermaßnahmen gibt beispielsweise 
Baden-Württemberg Hilfestellungen durch Unterstützimg bei der 
beruflichen Förderung und Arbeitsplatzsuche sowie durch För- 
dermaßnahmen im Berufsschulbereich (z. B. Berufsvorbereitungs- 
jahr, Besuch staatlicher Berufsfachschulen und finanzielle Beteih- 
gimg an den Maßnahmen zur bemflichen und sozialen Eingliede- 
rung ausländischer JugendUcher), 

In Bayern haben sich neben den Arbeitsämtern vor allem auch die 
Wohlfahrtsverbände und das Verwaltungspersonal der Wohn- 
heime intensiv bemüht, den Züchtlingen nach Abschluß der 
Sprachkmse einen geeigneten Arbeits- oder Ausbüdungsplatz zu 
vermitteln. 

Berlin weist darauf hin, daß das Erlernen der deutschen Sprache 
bei den Kindern, die in die ersten Klassen der Grundschulen 
eingeschult werden, meist improblematisch verläuft. 

Bei den älteren Schülern, die bis zu drei Jahre vor Beendigung der 
Pflichtschulzeit nach Deutschland kommen, treten hingegen 
erhebhche Lemschwierigkeiten zutage, die durch die höheren 
Anforderungen in den Sachfächem und dmch Sprachprobleme 
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bedingt sind. Hier wird durch die Einrichtung von Sonderklassen 
geholfen. 

Soweit Jugendliche nicht mehr der Schulpflicht unterhegen und 
arbeitslos gemeldet sind, haben sie Anspruch auf Teilnahme an 
einer bis zu einjährigen Bildungsmaßnahme nach dem Beschäf- 
tigungsfördenmgsgesetz vom 3. Jimi 1983. Das Landesarbeitsamt 
Berlin hat auf Initiative des DRK Lehrgänge für vietnamesische 
Jugendhche eingerichtet, die aufgrund ihrer Sprachdefizite nicht 
iii die Regelkrurse einbezbgen werden koimten. Dieses zusätzhche 
Angebot trägt zm Koinpensation von Bildungsdefiziten unter- 
schiedhcher Art bei und führt praktisch rmd theoretisch in die 
Berufswelt ein. 

Seit 1982 nehmen Vietnamesen an berufsfeldbezogenen Motiva- 
tionskursen zur Verbesserung ihrer Vermittlxmgsaussichten nach 
§41aAFGteü. 

Bei jungen arbeitslosen Vietnamesen wird der Versuch unternom- 
men, die beschäftigungslose Zeit zur Aus- und WeiterbUdimg zu 
nutzen. Mehrere Versuche ergaben jedoch, deiß selbst Bewerber 
mit Abitur und zwei- bis dieijährigem Aufenthalt in Berlin an den 
für die verschiedenen Ausbildungsprogramme des Bundes und 
des Landes Berlin obhgatorischen Eignungsprüfungen scheitern. 

Zur Vertiefimg der Sprachkenntnisse und zur Weiterbüdung führt 
die Arbeiterwohlfahrt in Bremen zweimal wöchentlich Drei-Stup- 
den-Kurse durch, darüber hinaus das Diakonische Werk in beson- 
ders schwierigen Fällen - vor allem bei älteren Kursteilnehmern - 
zusätzhch zweimal wöchentlich Drei-Stunden-Kurse. 

Hamburg verweist auf die Antwort zu Frage 2 und teilt zusätzlich 
mit, daß in Zusammenarbeit zwischen den Innungen und der 
Handelskammer Kenntnisfeststellungstests für Kontingentflücht- 
linge durchgeführt werden, um den tatsächlichen Stand der beruf- 
lichen Fähigkeiten und die Einsatzmöglichkeiten der Flüchtlinge 
beurteUen zu können und so die Arbeitsvermittlung zu erleich- 
tern. 

Niedersachsen hebt hervor, daß besonders die berufliche Einglie- 
derung Schwierigkeiten bereitet. Die Unterschiedlichkeit der 
Ausbildungssysteme in Vietnam und in der Bundesrepublik 
Deutschland, anderseirtige Anfordenmgen an die berufliche 
Qu£ilifikation, die notwendige Umstellimg auf die moderne Indu- 
stiiegesellschaft mit einem für Vietnamesen fremden Arbeits- 
rhythmus, wirken sich nachteilig aus. 

Bisher verwaltungsintem durchgeführte Erhebungen ergaben, 
daß nur etwa die Hälfte der arbeitsuchenden Flüchtlinge vermit- 
telt wird, davon knapp die Hälfte als Angelernte, ein Drittel als 
Ungelernte. Auffallend ist der Rückgang des Anteüs der selbstän- 
dig Tätigen von 20 Prozent im Herkunftsland auf drei Prozent hier. 
Am günstigsten verläuft die Eingliederung bei den Fertigungs- 
berufen und im Dienstleistungsbereich. 

In Einzelfällen hatten imd haben bereits vermittelte Flüchtlinge 
Probleme am Arbeitsplatz, die im Zusammenhang stehen mit den 
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körperlichen Anforderungen, der im Verhältnis zu Vietnam höhe- 
ren Arbeitsintensität und dem für vietnamesische Verhältnisse 
ungewohnten Betriebsklima. 

Arbeitsverwaltung und Volkshochschulen haben in enger Zusam- 
menarbeit ein kombiniertes Konzept zur Vermittlimg von Sprach- 
kermtiüssen und Informationen über alle vnchtigen Bereiche des 
täglichen Lebens entwickelt. In der Regel koimten je Gemeinde 
zwei bis drei Kinse nebeneinander eingerichtet werden. Unter- 
schiedliches Leistungsvermögen diurch Vorbüdung imd Alter 
wurde dabei berücksichtigt. Der erwünschte Erfolg nach Sprach- 
kursen von früher zwölf Monaten und jetzt acht Monaten Dauer 
wurde nicht in allen Fällen erreicht. Immerhin haben jedoch 
37 Prozent der Teilnehmer die Abschlußprüfung abgelegt imd das 
entsprechende Volkshochschulzertifikat erworben. 

Bei der Zentralen Beratungsstelle für Vietnamflüchtlinge in Nor- 
den-Norddeich ist z. Z. eine nüt der Handwerkskammer orgarü- 
sierte Umschulungsaktion für Vietnamesen im Fach Masdünen- 
bau/Maschinenschlosser angelaufen. Es ist daran gedacht, ähn- 
liche Maßnahmen in anderen Gemeinden/Landkreiseri unter Mit- 
hilfe der Zentralen Beratungsstelle sowie der zuständigen Hand- 
werkskammern durchzuführen, üm so die berufliche Integration 
der Flüchtlinge zu erleichtern. 

Hinsichthch der Maßnahmen, die vom Land Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt werden, wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 

In Rheinland-Pfalz unterstützt die Landesregierung alle geeig- 
neten Integrationshilfen, insbesondere die BerufsausbUdung imd 
berufliche Qualifikation jimger Flüchtlinge in besonderen Bil- 
dungsstätten, wie dem Jugenddorf in Neustadt an der Weinstraße. 

/ Im Saarland erhalten schulpflichtige Kinder nach Abschluß, der 
Intensivkurse (Förderschule) neben dem Besuch der örtlichen 
Grund- und Hauptschule unterrichtsbegleitenden Sprachunter- 
richt. 


4. Welche Maßnahmen haben Bimd, Länder und Gemeinden ergrif- 
fen, damit die Kontingentflüchtlinge aus Indochina im Bundes- 
gebiet ihre kulturelle Identität bewahren und Insbesondere ihre 
Sprache und Geschichte an die hier auf wachsenden Kinder weiter- 
geben können? 

Die Bundesrepublik Deutschland imterstützt im Rahmen auch 
ihrer finanziellen Möglichkeiten die Bemühungen und Initiativen 
der Kontmgentflüchthnge, ihre kulturelle Identität zu bewahren 
und insbesondere die eigene Geschichte und Sprache an die 
Nachkommen weiterzugeben. So fördert der Bund die Maßnah- 
men der Betreuungsorganisationen zur Erhaltung der kulturellen 
Identität der Flüchtlinge aus Indochina durch finanzielle Zuwen- 
dungen für die Schciffung imd laufende Unterhaltung überregio- 
naler Eimichtungen, wie 

— das vietnamesische Kulturzentrum e. V., Bonn; 


12 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


— die Congregation der Vereinigten Vietnamesischen Buddhi- 
stischen Kirche und Vereinigimg der Buddhistischen Viet- 
nam-Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutschland e.V., 
Hannover; 

— das Kambodschctnische Kultiuzentrum in Heubach bei Schwä- 
bisch-Gemünd; 

— regionale vietnamesische imd kambodschanische Vereine; 

— die Deutsche Flüchtlingshilfe e.V,, Bonn. 

Aber auch die Bundeslands imtsstützen die einschlägigen 
Initiativen ds Kontingentflüchtltnge. 

Baden-Württemberg untsstützt die Kulturpflege z. B. durch 
Zuwendungen zur Veremstaltung des Tät-Festes tmd für die 
Tätigkeit des Doc Lap-Zentrums in Stuttgart, 

Bayern stellt ebenfalls Landesmittel zur Förderung kultvuells 
Maßnahmen zur Verfügung, die bisher allerdings mu: spärlich in 
Anspruch genommen wurden. 

Hinsichtlich der Mcißnahmen des Landes Berlin wird auf die 
Antwort zm Frage 2 verwiesen. 

Hamburg hat bisher kulturelle Veranstaltungen von Vietnam- 
flüchtlingen und das Erscheinen einer vietnamesischen Flüdit- 
lings-Zeitung .VIET HAMB“ aus einem Spendenkonto einer 
Wochenzeitschrift bezuschußt. 

Das Vorhaben, einen muttersprachlichen Sprachkurs für Kinder 
einzurichten, um ihnen das Erlernen der Muttersprache in Wort 
und Schrift zu ermöglichen, ließ sich nicht realisieren. Die Eltern 
gaben dem Erlernen der deutschen Sprache den Vorzug. 

Niedersachsen gewährt Kindern Förderunterricht in der deut- 
schen Sprache. Aus organisatorischen, personellen und curricu- 
laren Gründen war und ist es nicht möglich, an den medersäch- 
sischen Schulen muttersprachlichen Unterricht in Vietnamesisch, 
Khmer oder Laotisch zu erteüen. 

Vietnamesische Kinder haben die Möglichkeit eines zweijährigen 
kostenlosen Besuches von Kindergärten. Die Kosten trägt das 
Lcmd. 

In Niedersachsen (Hannover) befindet sich die einzige buddhisti- 
sche Pagode in der Bimdesrepublik Deutschland. Sie ist kulturel- 
ler und religiöser Mittelpunkt der Vietnamflüchtlinge. Das Land 
unterstützt diese Pagode sowie größere kulturelle Veranstaltun- 
gen im Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten. 

Das DRK des Saarlandes hat in Saarbrücken ein Kontaktzentrum 
eingerichtet, das für die Indochinaflüchtlinge zentraler Anlauf- 
punkt imd Betreuungsstätte zugleich ist. Das Haus verfügt über 
mehrere Räume imd einen Saal für geseHschafÜiche, kulturelle 
imd andere Veranstaltungen. 


5. Welche Kosten haben Bund, Länder und Gemeinden für die Ret- 
tung der Kontingentflüchtlinge aus Seenot, ihre Aufnahme im 


Drucksache 10/5051 


13 



Drucksache 10/5051 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bundesgebiet sovne die Eingliederung in die hiesigen Verhältnisse 
in den vergangenen Jahren aufgewandt? 

Die Haushaltsmittel des Bundes für die Aufnahme und EingUede- 
nmg der südostasiatischen Flüchtlinge (insgesamt) sind in der 
Regel nicht getrennt von Ausgaben für andere Flüchtlingsgrup- 
pen veranschlagt. Die Frage kann deshalb nicht mit der Angabe 
eines Betrages beantwortet werden. Zu einzelnen Maßnahmen 
und Ausgaben kann folgendes bemerkt werden: 

Die Kosten für die Sprachförderung der Asylberechtigten und 
Kontingentflüchtlinge haben im Jahr 1985 rd. 45 Mio. DM betra- 
gen. Der davon auf Kontingentflüchtlinge aus Indochina entfal- 
lende Anteü läßt sich nicht feststellen. Nicht zu ermitteln sind 
auch die Kosten für die Eingliederungsmaßnahmen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz. Die Betreuungsqrgaiüsationen haben in 
den Jahren 1979 bis einschließlich 1985 rd. 40 Mio. DM als 
Zuschüsse für Maßnahmen der sozialen Beratung imd Betreuung 
ausländischer Hüchtlinge erhalten; die hierin enthaltenen Auf- 
wendungen für die südostasiaüschen Kontingentflüchtlinge sind 
nicht gesondert ausgewiesen und auch nicht quantifizierbar. Für 
die Flüchtlingsarbeit ist jährlich ein Teüansatz von 7 Mio. DM 
veranschlagt. 

Im Rahmen des Garantiefonds hat das Bimdesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit über die Otto-Benecke-Stiftung 
an Kontingentflüchtlinge (Studienbewerber imd Studenten) in 
den Jahren 1980 bis 1985 Beihilfen von insgesamt 47,3 Mio. DM 
vergeben. Soweit die Garantiefondsmittel über die Länder bewirt- 
schaftet wurden, können die für Kontingentflüchtlinge veraus- 
gabten Mittel lücht von den Gesamtausgaben getreimt imd daher 
nicht angegeben werden. 

Außerdem hat das Bundesministerium für Jugend, Fanülie imd 
Gesundheit von 1979 bis 1982 19056 149 DM für ein Modellpro- 
gramm zur Verfügung gestellt mit dem ZieL Kontingentflücht- 
linge zügig und zielgruppengerecht an unsere Lebensverhältmsse 
zu gewöhnen. 

Für die Transporte aus den Flüchtlingslagem (Bootsflüchüinge) 
und aus Vietnam (im Rahmen der Familienzusammenfühnmg) hat 
der Bund in den vergangenen Jahren folgende Beträge auf- 
gewandt: 

1980: 9082911DM 
1981: 5634376 DM 
1982: 3776557 DM 
1983: 5360000 DM 
1984: 2657000 DM 
1985: 2889000 DM 

Darüber hinaus hat sich der Bund an dem Piratenbekämpfungs- 
programm des UNHCR beteiligt, das seit 1982 in Zusammenarbeit 
mit der thailändischen Marine betrieben wird. 

Die Beiträge hierfür belaufen sich auf 

1982: 960 000 DM 


14 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


1983: 780450 DM 

1984: 864 960 DM 

1985: 900000 DM 

Im Rahmen des „Orderly Departure Program" (Familienzusam- 
menführung) des UNHCR leistet die Bundesrepublik Deutschland 
Beiträge zu den Reisekosten solcher Personen, die Vietnam legal 
verlassen und Aufnahme in anderen Staaten und außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland finden. Diese Leistimgen beliefen 
sich auf: 

1981: 366000 DM 

1982: 500000 DM 

1983: 1150000 DM 

1984: 600000 DM 

1985: 600000 DM 

Verläßliche Angaben über die Aufwendungen der Länder imd 
Gemeinden sind im allgemeinen lücht möglich, da eine getrennte 
Veranschlagtmg bzw. Verbuchung von Haushaltsmitteln imd 
Kosten für Kontingentflüchtlinge nicht stattfindet. 

Lediglich Baden- Württemberg beziffert seinen Aufwand für Kon- 
tingentflüchtlinge von 1980 bis 1985 auf 66,2 Mio. DM. 

Dem Land Niedersachsen sind an Kosten für Asylbewerber und 
Vietnamflüchtlinge folgende Kosten entstanden: 

1978: 3842000 DM 

1979: 16 141 000 DM 
1980: 26916000 DM 
1981: 55562000 DM 
1982: 77542000 DM 
1983: 73004000 DM 
1984: 65661000 DM 
1985: 90481000DM 

Nordrhein-Westfalen hat den Gemeinden für Leistungen an Kon- 
tingentflüchtlinge im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes in 
der Zeit von 1980 bis 1985 rd. 36 Mio. DM erstattet. Soweit 
Leistungen nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz erbracht worden 
sind, belief sich der Erstattxmgsbetrag im gleichen Zeitraum auf 
rd. 6,2 Mio. DM. Nicht quantifizieren lassen sich bestimmte Auf- 
wendungen der Kommunen, wie z.B. zusätzliche Sprachkurse, 
Freifahrten auf öffentlichen Verkehrsmitteln u. ä. 

Das Saarland hat seit 1980 für die Unterbiingimg der Kontingent- 
flüchtlinge in Gemeinschaftsunterkünften und für Leistungen zu 
ihrem Lebensimterhalt nach dem BSHG rd. 5,8 Mio. DM auf- 
gewandt. ' 


6. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die humanitär begrün- 
dete Aufirahme von Kontingentflüchtlingen aus Südostasien in der 
Bundesrepublik Deutschland mit dem ^el der Integration dieser 
Menschen in unserem Land erfolgte und daß ein durdt hinderhche 
Vorschriften verursachtes VerfeUen dieses Zieles den Sinn der 
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Anstrengungen und Ausgaben der Bundesre0ening zugunsten 
dieses Personenkreises nachträglich in Frage stelle würde? 

Die Aufnahme der Flüchtlinge aus Südosteisien erfolgte und 
erfolgt aus humanitären Gründen. 

Die Anstrengungen von Bimd, Länder und Gemeinden waren und 
sind im Rahmen dieser Zielsetzung darauf gerichtet, diesen 
Flüchtlingen - wie anderen Flüchtlingsgruppen auch — das Ein- 
leben in unser Gesellschaftssystem zu ermöglichen tmd zu 
erleichtern. Bund, Länder und Gemeinden bieten dafür Vielfältige 
Hilfen an, wie den Ausfühnmgen zu den vorangehenden Fragen 
zu entnehmen ist. 

Der Bundesregierung sind keine Vorschriften bekoumt, die die 
Integration der Kontingentflüchtlinge negativ beeinflussen könn- 
ten. Die Integration der Flüchtlinge in die Verhältnisse der Bun- 
desrepublik Deutschland kann sich jedoch nicht nur an den Vor- 
stellungen der Flüchtlinge orientieren, vielmehr kommt es auch 
auf die VorsteUimgen des Gast-Aufnahme-Landes vmd seine 
Möglichkeiten - einschließlich der Akzeptanz der Bevölkenmg - 
an. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf absehbare Zeit 
ein grundlegender Wandel der politischen Situation in Südostasien 
nicht wahrscheinlich ist, daß deshalb eine Rückkehr der als Kontin- 
gentflüchtlinge aufgenommenen Südostasiaten in ihre Heimat vor- 
aussichtlich auf längere Zeit nicht möglich bzw. lücht zumutbar ist 
und daß daher die hitegration in die Bundesrepublik Deutschland 
für diesen Personenkreis die einzige Chance für ein menschen- 
würdiges Dasein bedeutet? 


Eine baldige Rückkehr der als Kontingentflüchtlmge in der Bun- 
desrepublik Deutschland aufgenommenen Südostcisiaten in ihre 
Heimat wird derzeit noch nicht als realistisch bewertet. Die Bun- 
desregierung setzt sich daher dafür ein, die bisherigen Anstren- 
gimgen für eine Integration dieses Personenkreises in der 
Bundesrepublik Deutschland fortzuführen. 

Wie sich die politische Situation in Südostasien - insbesondere die 
für eine Rückkehr von vietnamesischen Kontingentflüchtlingen 
bedeutsame innenpolitische Lage in Vietnam - längerfristig ent- 
wickeln wird, läßt sich zur Zeit nicht absehen. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung hinsichtlich des Integrationszie-. 
les bei den Kontingentflüchtlingen die Erkenntnis bei Wohlfahrts- 
verbänden und Betreuungseinrichtungen für Flüchtlmge - z. B. 
Deutscher Caritasverband, Diakonisches Werk/Doc Lap-Zentrum, 
Deutsches Rotes Kreuz, Vietnamesisches Kulturzentrum e. V. 
(Bonn), Deutsche Hüchtlingshilfe e. V. (Bonn), Freizeit- und Heim- 
stätte Nazareth (Norden) daß immer mehr junge Kontingent- 
flüchtiinge ihre berufliche Ausbildung nicht antreten bzw. abbre- 
chen, w^ sie rasch und möglichst viel Geld verdienen wollen, das 
sie an enge Familienangehörige (vor allem Eltern und (^eschwister) 
schicken, die in der Heimat zurückgeblieben sind und keine 


16 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5051 


Einreisegenehmigung in die Bundesrepublik Deutschland 
erhalten? 

Erkeimtrüsse dieser Art können auch von den Behörden der 
Länder nicht bestätigt werden. Zwar ist bekannt, daß Vietnam- 
flüchtlinge Familienangehörige in der Heimat unterstützen. Daß 
dies aber der maßgebhche Gnmd ist, wenn Flüchtlinge eine 
berufliche Ausbildung nicht antreten oder eine Berufsausbildung 
abbrechen, konnte nicht festgesteUt werden. 

Ursächhch für ein solches Verhalten sind nach Auffassung der 
Länder vielmehr häufig Sprachschwierigkeiten, Anpassungspro- 
bleme, die Mentahtät der Flüchtlinge u. ä. Der Wunsch vieler 
Vietnamesen, möghchst schneU am Wohlstand in der Bundesre- 
pubhk Deutschland teüzuhaben, dürfte ebenso zu solchem Ver- 
halten beitragen wie die Erfahrtmg, daß eine abgeschlossene 
Beruf sausbüdung auch nicht in jedem FaU vor Arbeitslosigkeit 
schützt. 

Die Bundesregierung sieht insgesamt dennoch keinen Anlaß zu 
Pessimismus. Sie begrüßt die Bemühungen der Betreuungsorga- 
nisationen, den jungen Flüchtlingen zu verdeuthchen, daß eine 
hohe berufliche Qualifikation die Einghedenmg in unser GeseU- 
schaftssystem wesenthch erleichtert. 


9. Kann die Bundesregierung Erkenntnisse des Rüchtlingskommis- 
sars der Vereinten Nationen und von Betreuungsstellen in der 
Bundesrepublik Deutschland bestätigen, wonach ein wesentliches 
Motiv für die anhaltende Fluchtbewegung mit kleinen Booten 
übers Meer aus Vietnam der Wunsch von Büchtenden ist, mit 
engen Familienangehörigen in westlichen Ländern wieder Zusam- 
menleben zu können, ohne daß sie Einreisegenehmigungen in die 
westlichen Länder bekommen und damit legal ausreisen können? 
Wenn ja, wie beurteüt die Bundesregierung hinsichtlich des Inte- 
grationszieles die Belastimgen, die sich daraus für in der Bundes- 
republik Deutschland aufgenommene Büchtlinge ergeben? 


Die Bundesregierung kann diese Erkenntnis in der Regel der Fälle 
nicht bestätigen. Nur ein Teü der Flüchtlinge hat enge Familien- 
angehörige außerhalb Vietnams. 

Ein erhebhcher Prozentsatz der Flüchtenden sind Mindeijährige 
ohne engen Familienbezug im Ausland. Sie werden von ihren 
Angehörigen als Bootsflüchthnge ausgeschickt mit dem Ziel, für 
die übrige Familie später den Nachzug zu erwirken. Hierfür hat 
sich bei den deutschen Behörden der Ausdruck „gezielte Flucht" 
eingebürgert. 

Die Personen, die Vietnam jetzt verlassen, müssen nach neueren 
Erkenntnissen vielmehr zu einem hohen Prozentsatz als Wirt- 
schaftsflüchüinge eingestuft werden, die den höheren Lebens- 
standard im Ausland suchen. Hierfür spricht auch die Tatsache, 
daß seit einiger Zeit Flüchtlinge aus Bevölkemngsgruppen festzu- 
stellen sind, die einer besonderen politischen Verfolgung in aller 
Regel nicht ausgesetzt sein dürften. 
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In diesem Zusammenhang ist auch der Hinweis zu beachten, daß 
Vietnam angebüch im Rahmen der Fluchtbewegung auch uiüieb- 
same Personen (Kriminelle, Drogensüchtige u.a.) abschiebt, oder 
bestimmte Personen mit gezielten Aufträgen ins Ausland schleust. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Aspekt des Integra- 
tionszieles die Beobachtungen bei Wohlfahrtsverbänden und 
Betreuungseinrichtimgen für Kontingentflüchtlinge — z. B. Deut- 
scher Caritasverband, Diakonisches Werk/Doc Lap-Zentrum, 
Deutsches Rotes Kreuz, Vietnamesisches Kulturzentrum e. V. 
(Bonn), Deutsche Flüchtlingshilf e e. V. (Bonn), Freizeit- und Heim- 
stätte Nazareth (Norden) daß zahlreiche dieser Flüchtlinge in der 
Bundesrepublik Deutschland - vor allem junge volljährige Südost- 
asiaten - aus Verzweiflung über das Schicksal ihrer &tem und 
Geschwister und aufgrund der Trennung auf unabsehbare Zeit von 
diesen engsten Familienangehörigen psychisch erkranken und in 
vielen Fällen tiefgreifende Depressionen auftreten? 


Die Bundesregienmg sieht in psychosozialen Stönmgen und psy- 
chischen Erkrankimgen aller Flüchtlinge - unabhängig von ihrer 
regionalen Herkunft — ein ernstes Problem. Sie hat deshalb schon 
in ihr Einghederungsprogramm aus dem Jahre 1979 als einen der 
Schwerpimkte die Fördenmg „Zentraler Maßnahmen der psycho- 
sozialen imd medizinischen Beratung und Betreuung" durch die 
Wohlfahrtsverbände aufgenommen. 

Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben, daß dort keine 
Erkenntnisse über vermehrte psychische Erkrankungen und 
Depressionen bei den Flüchtlingen speziell aus Südostasien vor- 
hegen. 

Es muß auch zweifelhaft erscheinen, ob im Falle einer Erkrankung 
die Ursache allein oder überwiegend darin zu suchen ist, daß die 
Flüchtlinge unter der Trennimg von ihrer Famüie leiden. 

Wahrscheinhche Krankheitsursachen hegen vielmehr in den 
generehen Schwierigkeiten der Flüchtlinge, sich an eine fremde 
Umwelt anzupassen, sich an neue Lebensgewohnheiten und an 
die völhg andersartige Zivihsation einer Industriegesehschaft zu 
gewöhnen, zumal dann, wenn sie aus fremden Kulturkreisen 
kommen. Bei jüngeren Leuten dürften Gründe auch darin hegen, 
daß sich bestimmte Hoffnungen und Erwartxmgen nicht erfüUt 
haben. Ältere Menschen scheint die Umstehung auf die hiesigen 
Lebensverhältnisse in der Tat vor aUem wegen des fehlenden 
Zusammenhalts in der gewohnten Großfanühe schwer zu faUen. 


11. Kann die Bundesregierung Sdiätzimgen von Betreuungseinrich- 
tungen für Flüchtlinge bestätigen, wonach eine Erweiterung der 
Kriterien der Farrühenzusairuneiifülmmg für Kontingentflüchtlinge 
in dem Sirme, daß Eltern, Kinder und Geschwister unabhängig vom 
Alter zusammengeführt werden, soweit sie nicht durch Heirat in 
Südostasien in weitere Fanühen eingebunden sind, nur einen Per- 
sonenkreis von unter 3 000 Fällen betreffen und damit weiüger als 
0,1% der* gescunten ausländischen Wohnbevölkenmg in der 
Bundesrepubhk Deutschland ausmachen würde? 
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Die Bundesregiening kann diese Schätzungen nicht bestätigen. 
Nach ihrer sicheren Einschätzung würde eine Erweiterung der 
Kriterien auf in Vietnam lebende Eltern und ledige Geschwister 
von bereits auf genommenen volljährigen Flüchtlingen die not- 
wendige Aufnahme weiterer 8000 bis 10000 Personen bedeuten. 


12. Ist der Bxindesregierung bekannt, daß Kontingentflüchtlinge seit 
ihrer Aufnahme in die Bundesrepublik Deutschland in andere 
westliche Länder (vor allem Frankreich und die USA) weiter- 
gewandert sind und wie viele der bereitgestellten Quotenplätze 
aus diesem Grunde heute imbesetzt sind? 


In den Jahren 1984 und 1985 sind 57 bzw. 48 Kontingentflücht- 
ünge im Rahmen des REAG-Programms (Reintegration and Emi- 
gration Program for Asylum Seekers in Germany) von hier nach 
USA und Australien weitergewandert. In den Jahren 1979 bis 
1982 waren es 343 Personen. 

Die von ihnen bei der Einreise in die Bundesrepubhk Deutschland 
beanspruchten Quotenplätze können allerdings nicht neu ver- 
geben werden. Die Hüchtlinge haben für ihren Transport imd in 
aller Regel auch für die erste Eingliederung Mittel in Anspruch 
genommen, die an den Quotenplatz gebunden sind. Im Falle der 
Weiterwanderung gelten die Quoten daher als verbraucht. 


13. Kann die Bimdesregierung Auskunft darüber geben, wie viele 
Personen seit dem 5. März 1982 als „HärtefäUe" eine Einreise- 
genehmigung in die Bundesrepublik Deutschland erhalten haben 
imd wie viele von ihnen inzwischen in die Btmdesrepublik 
Deutschland eingereist sind? 

Die Zahl der Personen, die seit dem 5. März 1982 als Härtefälle in 
die Hilfsaktion einbezogen worden sind, kann nur geschätzt wer- 
den. Sie dürfte bei ca. 100 bis 150 Personen liegen, von denen 
etwa die Hälfte inzwischen eingereist ist. 

Ferner haben Bund und Länder sich im Sommer 1985 bereit 
erklärt, einer Bitte des UNHCR zu entsprechen und ca. 250 Hücht- 
linge mit entfernteren Familienbindimgen im Bundesgebiet zu 
übernehmen. Diese Hüchüinge lebten bzw. leben bereits seit 
Jahren in Lagern Südostasiens. 


14. Ist die Bimdesregierung der Auffassung, daß sich aus der von ihr 
durchgeführten humanitären Aktion zur Aufnahme der Kontin- 
gentflüchtlinge eine besondere Verantwortung für die Förderung 
der Integration gerade dieser Gruppe in der Bundesrepublik 
Deutschland ergibt? 


Die Eingliederung aller ausländischen Flüchtlinge im Rechtssinne 
- der Asylberechtigten und Kontingentflüchtlinge - ist Ziel der 
staatlichen Hilfen. Die Bundesregierung bekennt sich zu der Ver- 
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antwortung, die aus dieser Zielsetzung folgt. Daß und wie die 
Bundesregiening dieser Verantwortung gegenüber den Flüchtlin- 
gen aus Südostasien gerecht wird, ergibt sich aus den Antworten 
insbesondere zu den Fragen 1 und 3. 


15. Hat die Bundesregierung die Absicht, aufgrund der nachhaltigen 
Beeinträchtigungen des Integrationszieles, wie sie sich inzwischen 
zeigen, eine begrenzte Erweiterung der Kriterien der Familienzu- 
sammenführung für südostasiatische Kontingentflüchtlinge vorzu- 
nehmen? Ist sie gegebenenfalls bereit, eine Initiative zur Änderung 
der seit 1982 geltenden Kriterien in diesem Sinne gegenüber den 
Bundesländern zu ergreifen? 

Die Bundesregierung stellt die Behauptung einer nachhaltigen 
Beeinträchtigung des Integrationszieles auch hinsichtlich südost- 
asiatischer Flüchtlinge entschieden in Abrede. Sie ist viehnehr der 
Auffassung, daß die bestehenden Nachzugsregelungen und ihre 
derzeitige humanitäre Handhabung die Integration der aufge- 
noimnenen Flüchtlinge auch aus Südostasien ernstlich nicht 
beeinträchtigen. Auf die Antwort zu Frage 6 wird in diesem 
Zusammenhang Bezug genommen. Die Bundesregierimg sieht 
daher keine Notwendigkeit, auf eine Änderung der Verfahrens- 
grundsätze für die Aufnahme von Ausländem aus humanitären 
Gründen, die die Regierungschefs von Bund und Ländern am 
5. März 1982 beschlossen haben, hinzuwirken. 

Jede Änderung hätte überdies Präzedenzwirkimg für andere 
Flüchtiingsgmppen und würfe Gleichbehandlimgsprobleme auf. 
Eine Erweiterung der Kriterien für den Familiennachzug würde in 
einer Gesamtbewertung zu schwer abschätzbaren und damit - 
auch im Hinblick auf die ohnehin starke Belastung der Bundes- 
republik Deutschland mit ausländischen Flüchtlingen - nicht ver- 
tretbaren Folgen für den dauerhaften Zuzug von Ausländem 
führen. 
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